
TERMIN VORGEMERKT
m;q·'(4 (!e&:/uve ~
Vj~ViS.~

I EiNGEGANGEN l 1. JAN. 20'11

•REPUBLIK ÖSTERREICH
Landesgericht Innsbruck

6020 Innsbruck, Maximilianstraße 4

Tel. +43 (0)512 5930-0

Fax. +43 (0)5121585986

Bitte nachstehende Geschäftszahl

in allen Eingaben anführen:

20 Hv 16/91 ....c2J1

BESCHLUSS

Das Landesgericht Innsbruck hat in der Strafsache gegen Martin

KOFLER wegen Verbrechen des Mordes nach § 75 StGB über den Antrag des

Walter FÖGER nach Anhörung des öffentlichen Anklägers beschlossen:

Der Antrag des Walter FÖGER vom 20.09.2010 (ON 217) auf

Ausfolgung der im gegenständlichen Verfahren sichergestellten Haarbüschel

wird a b g e wie sen.

Begründung

Mit Urteil des Geschworenengerichtes beim Landesgericht Innsbruck

vom 30.10.1991, 20 Hv 16/91-133, wurde Martin KOFLER wegen Verbrechens

des Mordes nach § 75 StGB zu einer Freiheitsstrafe in der Dauer von 13 Jah-

ren verurteilt und gemäß § 21 Abs 2 StGB in eine Anstalt für geistig abnorme

Rechtsbrecher eingewiesen, weil er am 09.06.1990 die Angelika FÖGER vor-

sätzlich getötet hat, indem er sie würgte und ihr mit einem Jagdmesser vier

wuchtige Stiche, und zwar in den Rücken, in die rechte Brust, in den Bereich

der Schulter und in den linken Oberschenkel versetzte, wodurch sie verblutete.

Mit Antrag vom 20.09.2009 (ON 217) beantragte Walter FÖGER (Witwer
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nach Angelika Föger) die Ausfolgung der im gegenständlichen Verfahren

sichergestellten Haarbüschel des Opfers Angelika FÖGER.

Der öffentliche Ankläger hat sich am 24.11.2010 (ON 218) gegen die

Ausfolgung der sichergestellten Haarbüschel mit der Begründung ausgespro-

chen, dass es sich um Beweismittel handelt und kein Anspruch auf Ausfolgung

bestehe.

Aus dem Akt ergibt sich, dass zu Standblatt Nr. 251/90 (ON 18)

verschiedene Kleidungsstücke des Verurteilten Martin Kofler und des Opfer

Angelika Föger sichergestellt wurden.

Aus dem Lokalaugenschein des Sachverständigen Dr. med. Walter

RABL vom 09.06.1990 ergibt sich unter Punkt 10, dass sich in der rechten

Hand (des Opfers) hellere Haare befinden, die offensichtlich nicht der Haar-

farbe der Frau entsprechen, und diese Haare asserviert werden (AS 209 in ON
- -_.- _.

47).

Gemäß § 115 Abs 1 StPO ist eine Beschlagnahme zulässig, wenn die

sichergestellten Gegenstände voraussichtlich im weiteren Verfahren als

Beweismittel erforderlich sein werden. Wenn und sobald die Voraussetzungen

der Beschlagnahme nicht oder nicht mehr bestehen, hat das Gericht die

Beschlagnahme aufzuheben (§ 115 Abs 6 StPO).

Abgesehen davon, dass nach der Aktenlage nicht sicher ist, dass diese

vom Sachverständigen Dr. med. Walter RABL seinerzeit im Zuge des Augen-

scheins sichergestellten Haare vom Opfer Angelika FÖGER stammen, sind

auch die Voraussetzungen für eine Aufhebung der Beschlagnahme nicht gege-

ben, da die Voraussetzungen für eine Beschlagnahme nach wie vor bestehen,

da allenfalls die seinerzeit sichergestellten Haarbüschel weiterhin als Beweis-

mittel erforderlich sein werden, und zwar insbesondere unter Berücksichtigung

der Möglichkeit eines allfälligen Wiederaufnahmeverfahrens, weshalb der
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Antrag des Witwers auf Ausfolgung der Haarbüschel abzuweisen war.

Rechtsmittelbelehrung:

Gegen diesen Beschluss ist das binnen 14 Tagen beim Landesgericht

Innsbruck einzubringende Rechtsmittel der Beschwerde an das

Oberlandesgericht Innsbruck zulässig.

Landesgericht Innsbruck, Abteilung 20

Innsbruck, 14. Jänner 2011

Dr. Günther Böhler, Richter

Für die Richtigkeit der
die Leitung der Gesohäl '""....,UL'


